
Bundesinstitut 
für ostwissenschaftliche 
und intelTIationaleStudien 
Lindenbornstraße 22, D-5000 Köl n 30 

Informationen aus der Forschu~lg 


Nr. 9/1990 17. August 1990 

Zur Reform der Akademie der Wissenschaften der DDR 

Stichworte: - Struktur der Akademie 
- Belastungen aus der Vergangenheit 

Neubeginn nach der Wende 
- Probleme und Perspektiven der Reform 

Die Akademie der Wissenschaften der DDR sieht sich als Nachfol
gerin der im Jahre 1700 von Leibniz gegründeten Kurfürstlich 
Brandenburgischen "Societät der Wissenschaften", der späteren 
"Preußischen Akademie der Wissenschaften". Sie wurde 1946 durch 
einen Befehl der Sowjetischen Militäradmini:3tration in Deutsch
land (SMAD) wiedereröffnet. 

Die Naturwissenschaften dominieren mit etwa 95 Prozent der Haus
ha1tsmittel und etwa 93 Prozent der GeSamtbeschäfti~ten gegen
über den Geistes- und Sozialwissenschaften deutlich . Entspre
chend der sowjetischen Tradition wurden dE:!r Akademie seit der 
Staatsgründung der DDR koordinierende, z.T. auch reglementieren
de Funktionen bei der zentralen Forschungs- und Wissenschaftsor
ganisation übertragen. Sie wa.r durch die Einheit von akademi- . 
scher Gelehrtengesellschaft und einer Gemeinschaft von For
schungsinstituten gekennzeichnet, die jedoch lange vor der An
passung an sowjetische Wissenschaftsstrukturen entstand. 

Struktur und Gewicht 

Die Akademie stellt die größte Konzentration von Forschung und 
Entwicklung in der DDR dar. Ihr gehören 42 mathematisch-natur
wissenschaftliche und technische, zwei medizinische, 15 sozial
und geisteswissenschaftliche Institute und 21 weitere Einrich
tungen an. Sie beschäftigt 23 675 Mitarbeiter (s. Tabelle) in 
allen Teilen der DDR, jedoch mit deutlichem Schwergewicht auf 
dem Großraum Berlin, auf den etwa 61 Prozent der Gesamtbeschäf
tigten entfallen. Die Forschungsgemeinschaft der Institute be
steht aus sieben Sektionen (s. Tabelle), der Senat der Gelehr
tengesellschaft aus (etwas anders gegliederten) 10 Klassen. 
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Tabelle 

Beschäftigte in Forschung und Entwicklung (F/E) nach Einrichtungen (OECD-Methodik / Vollbeschäftig
teneinheiten im Jahresdurchschnitt) 

Sektion 	 Beschäftigte F/E Personal Musterbau Info. Lelt. Mediz. Comput. Betreuung 

insgesamt Personal nicht F/E Technik Dok. Planung Belr. 

Mathematik/Informatik 1559 1231 328 110 52 86 80 

Physik 5295 3532 1763 739 94 527 403 

Chemie 29n 2514 463 118 47 258 40 

Biowissen ./Medizin 4789 3364 1425 202 116 620 371 116 

Geo-/Kosmoswiss. 1627 1382 245 70 27 129 19 

Sozial- und 

Gei steswiss. 1718 1482 236 134 101 75 

übrige Einricht. 5710 546 5164 964 161 738 75 3226 

ADW insgesamt 23675 14051 . 9624 2203 631 2459 371 155 3805 

Von den etwa 14 bis 15 tausend Mi tarbei t€!rn im Bereich For
schung .und Entwicklung (in Abhängigkeit von der Bezugsbasis ) 
sind im Jahresforschungsbericht 8152 als Forscher ausgewiesen, 
davon 3919 promovierte (790 Frauen), 1313 habilitierte (95 Frau
en) und 593 Professoren (24 Frauen). Der Jahresfinanzaufwand 
der Akademie belief sich 1989 auf etwa 1,4 Mrd. Mark der DDR. 
Davon wurden etwa 36 Prozent direkt aus dem Staatshaushalt be
reitgestellt. Andere Einnahmen kamen aus der DDR-internen sowie 
der internationalen Industrie- und Wissenschaftskooperation. 
Etwa 370 Mio. Mark entfielen auf Löhne und Gehälter, 211,9 Mio. 
Mark auf Investitionen. Dahinter steht ein international niedri
ges Lohnniveau und eine geringe Erneuerungsrate der Sachmittel
ausstattung. 

Zwänge der Erblast 

Waren es bis zur Akademiereform 1968 noch vorwiegend theoreti
sche Grundlagenforschungen, die das Profil bestimmten, so ver
suchte man seit den 70er Jahren, das Wissenschaftspotential der 
Akademie direkt für das Wirtschaftswachstum der DDR nutzbar zu 
machen. Als Haupthindernisse für eine höhere Wirksamkeit der 
Akademieforschung erwies sich ihre Einbindung in die bürokrati
sierten und ideologisch ausgerichteten Entscheidungsprozesse in 
der DDR. Praktisch war die Akademie ein "Superministerium", das 
mit eigenem Geschäftsbereich direkt dem Ministerrat, d.h. der 
Regierung, angehörte. Faktisch war die Abteilung Wissenschaften 
beim ZK der SED weisungsbefugt und entschied alle strategischen 
Fragen, besonders auch die Personalpolitik für Leitungsfunktio
nen. Zu hoher Anteil des verwaltungspersonals, schleppende Ent
scheidungsfindung, geringe Ausrichtung auf den internationalen 
Markt, dafür stärkeres Angewiesensein auf Anordnungen und Richt
linien der SED-Führung und des Staates und eine internationale 
verglichen sehr hohe Personalausstattung , durch die zum Teil 
die mangelnde technische Ausstattung ausgeglichen werden mußte, 
setzten den Möglichkeiten der Forscher und der Effektivität der 
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Forschung deut li che Grenzen . ._ar an ändert.l~ auch der Umstand 
nichts , daß die DDR-Akade mi e unte r d e n ost,::mropäischen Ländern 
nach d e r UdSSR (mit ein i gem Abstand ) das stärkste und effektiv
ste Potential besaß. Die Akademie hatte sich in das von der SED
Füh r ung vertretene bürokratis c he Modernisierungskonzept für 
Wircsc~..af t und Gese llschaft "v on oben" einzuordnen, das unter 
den Bedingungen des Kalten Krieges stark autark ausgerichtet 
war s owie vom Rüstungswettlau f und vom Zwang zur machtpoliti
sch en Legitimation deformie rt wur de. Unter besonderer Berück
sic h tigung von Zahlungs f ähigkeit , Rohstofflag e und COCOM-Be
s chränkunge n sollte die Akademie nach Lösunqen für die spezifi
sche Inter e ssenlage der DDR suc hen , wie sie von der SED-Führung 
gesehen wurde. Ergebnis der I ndustriekooperation waren eigene 
prod u ziere nde Bereiche wi e im wissenschaftlich-technischen Gerä
tebau und i n der I s otope n he r stel lung , die aus der Notsituation 
des beschränkten Zugangs zum We l tmarkt ents'tanden waren. 

Die vertrag s g e bundene Wirtsc haf t skooperation förderte zwar die 
Anwe n dungso r ientierung der Forschung I wirkte sich aber letzt
lich na chteil i g auf d i e Grund l agenf orschung f das eigentliche 
A..Tlli e gen der Akademi e, aus . Nur r und 14 Prozent des wissen
sch a f t l ichen Personals, das etwa 60 Pro zen t der Gesamtmitarbei
t er bildete, war in der Grundlagenforsc h ung tätig, während etwa 
4 0 Prozent der Mitarbeiter in der Verwa l tung und verwandten 
nic htwissenschaftlichen Ber'eichen tät i g waren. Im Forschungsbe
rich t für 1989 wird e ingeräumt, daß "wesen t lich neue, den Welt
stand bestimmende Le.istungen und Ergebnisse zumindest in 
ihrer Anz a hl von unter geordneter Bede u tung waren." Seit Jahr
zeh n t en habe n die Wissenschaftler der Akad emie keinen Nobel
preis mehr errungen . Der Akademie-His toriker Jürgen Kuczynski 
bra chte d .iesen Tatbes'tand auf d ie Formel: In der Mi ttelmäßig11 

kei t sind wi r Weltspitze .,, 2 Allerdi ngs erscheint der Schluß, in 
dies er Lage habe kaum Forschung und h!issBnschaft stattfinden 
könn e n , unzulässig. Zugute kam dem For2chungspotential ein 
meist s ehr gut ausgebildeteten Wi sse nschaftle r stamrn, der es ge
wohnt ist, unter oft unzuläng l ichen techn ischen Voraussetzungen 
durch I mprovisation und persönl iches Engage me nt vorgegebene For
schungszie l e zu erreichen. Vi e le Akademi e forscher brauchen den 
intern a tionalen Ve rgleich n'cht zu s c h e ue n. Dabei gibt es zwi
schen den I nstituten und einze~nen Fo rschern beträchtliche Ni
veau un t e rschiede in Leistungsvermögen und-be reitschaft. Von 
einer Situation, i n der weniger Initiative als vielmehr Pflicht
e rfüllung gefragt war, blieb auch die Le istung s struktur nicht 
unberührt. 

Neubeg i n n 

Eine e rste Neuorientierung für d i e Arbeit der Akademie begann 
durch Gespräche am eigenen "Runden Tisch " par alle l zur Vorberei
tun g auf d i e Volkskammerwahle n vom 18. März 1990. Sie . setzten 
e ine n schwierigen Prozeß der Öffnung und Umo r ientierung der Aka
d emieinstitute und der Akademieleitung i n Gang, wobei letztere 
weiterhin schwerfällig agierte . Erheb licher Druck ging von den 
Mitarbeitern in den Instituten aus, d ie darauf bestanden, derno
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kratisch legitimierte und kompetente Leitunqen der Institute zu 
bilden. Dabei verblieben per 17. August 1990 jedoch 61 Prozent 
der Institutsdirektoren im Amt , ohne daß ihre frühere wissen
schaftliche Rolle ausreichend geklärt erscheint . Man bemühte 
sich, Voraussetzungen zu schaf fen, um die Einordnung in die 
sich abzeichnende gesamtdeutsche Forschung s l andschaft einzulei
ten, Mitarbeiterbestand und Pro jektausrichtllng dem internationa
len Niveau anzupassen und schöpf erische Freiräu.\'ne für a ussichts
reiche Projekte zu schaffeng die bisher wegen bürokratischer 
Beschränkungen oder mangels internationa lE~r Vernetzung nicht 
realisiert werden konnten. Von der neugewi!ihl ten DDR-Regierung 
wurde für die Akademie ein Moratorium bis ,Rnde 1991 verkündet, 
um eine sinnvolle Umstrukturierung auf den Weg zu bringen. 

Der erste radikal beschnittene Etatansatz der Regierung für die 
Akademie im 2. Halbjahr 1990 hätte jedoch eine einigermaßen ge
ordnete Überleitung selbst leistungsfähiger Struktureinheiten 
sehr erschwert. Die Entlassung von Bereichen wie des Akademie
Verlages in die wirtschaftliche Selbständigkeit bedurfte einer 
Anschubfinanzierung , die noch nicht geklärt war. Da mit dem 
2. Halbjahr das Haushaltsrecht der BRD zu wirken begann, hatten 
Bereiche mit Produktions- und Dienstleistunqscharakter (Geräte
bau, Isotopenproduktion, Informations- und Druckleistungen, 
Dienstleistungen) nicht länger Anspruch auf Zuwendungen aus dem 
Staatshaushalt. Inzwischen scheint der Finanzbedarf für das 
2. Halbjahr von rund 250 Mio. DM gesichert. üb die bewilligten 
Investi tionen in Höhe von 57 M,io. DM realisiert werden können, 
hängt vom Umfang der Einnahmen aus der noch bestehenden Indu
striekooperation ab. Angesichts der ZahlungBschwierigkeiten der 
DDR-Betriebe sind die Möglichkeiten dafür drastisch zurückgegan
gen. Auch die noch vorgesehenen Einnahmen von 60 Mio. DM sind 
nicht gesichert, so daß möglicherweise keine Investit:ionen rea
l~siert werden können. 

Die Sozial- und Geisteswissenschaften erhalten von den 20,3 
Mio. DM beantragten Mitteln 18 , 2 Mio. DH, mit denen die Lohn
fortzahlung noch bis Jahresende gewährleistet ist, ohne das 
Sachmittelausgaben für Bücher, Reisen usw. möglich sein werden. 
Hier verwies man auf die Möglichkeiten, die Erstreckung der För
dermittel der Deutschen Forschungsgemeinschaft und anderer Stif
tungen auf das Gebiet der DDR für Projektbeantragungen zu nut
zen, nachdem das "Huckepack"-Prinzip wegfällt, das eine Beantra
gung durch eine westdeutsche Partnerinstitution voraussetzte. 

Besonderer Streitpunkt war die im ersten Ansatz enthaltene über
proportionale Kürzung der Mittel für die Sozial- und Geisteswis
senschaften, denen zunächst nur 9,3 Mio. DM zugebill i gt wurden, 
was rund 48 Prozent der bisherigen Personal- und Sachkosten ent
sprach. Auch hier polarisierten sich die Standpunkte. Während 
die 15 Forschungsinstitute3 mit ihren 1480 Wissenschaftlern und 
wissenschaftlich-technischen Assistenten von einigen Vertretern 
der DDR-Regierungsparteien für die Fehlentwicklung in der DDR 
mi.tverantwortlich gemacht wurden! sprachen sich andere für eine 
differenzierte Betrachtungsweise aus. Zwar sind theoretische 
und konzeptionelle Fehlentwicklungen nicht zu bestreiten, doch 
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gingen in der Vergangenheit gerade auch von diesem Bereich zahl
reiche Anstöße für eine kritische und sachliche, auf internatio
nale Kooperation orientierte moderne und aufgeklärte Wirt
schafts- und Gesellschaftspolitik aus, die von der ~)ED-Führung 
jedoch meist ignoriert wurden . 

Positive P-.nsätze wie die Arbeiten und Konzeptionen zur erweiter
ten Erbe-Rezeption bei Bismarck, Friedrich II., Luther oder 
Müntzer gerieten allerdings ins Bedenklich4~, wenn sie etwa Lu
thers revolutionäre Potenzen unverhältnismäßig hoch ansetzten 
und zugleich den Herrschenden politische Legitimation geben 
sollten. Untersuchungen zur mangelnden Effektivität der Wirt
schaft, die Abstriche von der Subventionspolitik und eine stär
kere Hinwendung zum Leistungspr inzip empfahlen, oder über Pro
bleme unter der Jugend durften nicht veröffentlicht werden. Die 
Rich tlinienkompetenz l ag bei den Abteiluns'en des Zentralkomi
tees der SED, die zum Teil selbst kleine Wissenschaftlergruppen 
für Strategiepa p iere beschäftigten, und bei den parteieigenen 
Einrichtungen wie der Akademie für Gesellschaftswissenschaften 
und dem I ns titut für Marx i smus - Leninismus b eim ZK der SED, de
nen sich die Akademieinstitute in Bezug auf Konzepte, Aussagen, 
Forschungspläne und Publika tionen unterordnen mußten. 

Der Prozeß der Auseinandersetzung um Forsc:'11.mgsinhalte und Er
gebnisformen l äuft j e doc h schon einige Jahre. Spätestens seit 
dem Amtsantritt von Gorb a tsch.ow wurde in politischen und be
trieblichen Versamml ungen der Akdemieinsti tute ein deutliches 
und auch offenes Wort zur kritischen Lage in der DDR gespro
chen. Akademiewissenschaftler waren aktiv in den Bewegungen des 
Herbstes 19 89 engagiert, verschafften sich in den Bürgerbewegun
gen und neuen Parteien Gehör . 

Die Akademie wird gegenwärtig durch den Rostocker Obermedizinal
rat Prof . H. Klinkmann, der auch Mitglied der deutsch-deutschen 
Wissenschaftskommi ss i on b eim bundesdeutschen Wissenschaftsrat 
ist, als Präsident geschäftsfüh r e nd geleitet. Er wurde gemein
sam mit anderen leitende n Mitgliedern im Mai 1990 erstmals 
durch ein Konzilium der Instit utsdirektoren, der Vorsitzenden 
der Wissenschaftlichen Räte und der Personalräte der Institute 
gewähl t . Das vom "Runden Tisch" der Akademie erarbeitete neue 
Statut wurde jedoch , ebenso wi e die gewählten Leitungen, von 
der DDR-Regier u n g nicht anerkannt. Dies wurde mit rechtlichen 
Bedenken gegen die Gü l tigkeit der Wah l der Leitung nach einem 
p r ovisorische n , noch n icht bestäti gte n Stat u t begründet. Zum 
Lei bni z -Tag am 30. J un i 1 9 90 wurde Pro f. Klinkmann dann durch 
d ie DDR-Regierung bis zu Ne uwa hlen a u f der Grundlage eines neu
en Statuts mit d e r Geschäftsführ ung beauftragt. 

Umstrukturierung: Probleme und Perspektiven 

Kernpunkt der gegenwärtigen Au s einandersetzungen ist der Platz 
der bisherigen Akad e mi eforschung in Struktur, Funktion und Fi
nanzierung der künft i g e n deutschen Wissenschaftslandschaft. Das 
von der n e uen Leitung der DDR-Akademie entwickelte Konzept sah 



einen Verbu nd von I nsti t ut __.n vor .' ~v n t .ue lJ_ i3 .J.. G "Lc ibn iz-Gesell
schaft" r der n e ben der Ma x -Planck-·Gesel1schaft und der Frauenho
fer-Gesellschaft als dri-tt e große, überwie~fend haushaltsfinan
zierte Forschungsgemeins c ha f t a s Wissen~ cha ftsgebiet der ehema
ligen DDR erfas s en sol l t e. Es wa r vorgesehen , den Mitarbeiterbe
stand auf acht- b is zehntausend zu reduzieren . Daz u sollten pro
duzierende und wirtschaftl ich selbständ ige Te i le a usgegliedert, 
Universi täten. un d Hochschulen durch Akademiebere i che gestärkt 
werden. Bei e i ner Kon ze ntrat i on a uf den Raum Berlin - Brandenburg 
wären die Forschungste ile in d en anderen Re g ionen an die Länder 
abzugeben . Für die i m Ber liner Raum v e rbleibend e n Institute 
ging man , a uch unter Berüc k s ichtigung der Ausglieder ungen, von 
einer Personal r e duzier ung um e-t,va 30 bis 40 Pro zent aus. Die 
Leistungs - und Konkurrenzfähigkeit so l lte durch ein konkretes 
Leistungsangebot mit anschl ieße nder Fremdbegn t achtung gewährlei
stet werden. 

Im sogenannten Kamingespräch v om 3, Juli 1 990 in Bonn und im 
Folgegespräch am 13. August in Berlin (Ost) zwischen den Spit
zen der Wissenschaftspo l itik be i der deutschE3r Staaten unter der 
Lei tung der Fachmini s ter wurde beschlossen f die Organisations-
und Förderstrukturen der bundesdeutschen Wissenschaft auf das 
Terr i tori um der heuti gen DDR a us zudehnen . Da s bedeutet in der 
Konsequenz die Umwandlung und Übe rführung von Institutionen wie 
der Akademie, die e s so in der BRD nicht gibt, in andere, der 
bundesdeutschen Wis s enschafts landschaft unmittelbar kompatible 
Strukturen. Dami t f and das Konzept eine r dritten deutschen For
schungsgesellschaft keine Unt ers tützung. Übt3r die Variante ei
nes akademischen Forschungsverbundes auf ·Landesebene Berlin
Brandenburg ist noch nicht e nd gül t i g e n t s chieden. Auf bundes
deutscher Sei t e wird be zwe ifel t , d a ß die Akademie aufgrund ih
rer verkrustete n adnlini s t r a t i ven. und po litischen Strukturen rE~
formierbar sei. Eine dritte ForschungsgesEJ l lschaf t sei nicht 
finanzierbar, die Lände rhoheit f ür d ie Wi ssenschaf t gelte es zu 
respektieren. Vorrangi g müßten d ie Akad emie- I n stitute eine Stär
kung der Hochschulwissenschaft in der DDR bewirken, um eine Ver
lagerung des Massenandrangs von westdeutschen Hochschulen weg 
auf das Gebiet der DDR hin zu e rmögl iche n. Dem schließt sich 
die DD:R--Regierung wei-tgehend an 0 Di e Fi nan z l age sämtlicher al
ternativer Träger von Wissenschaftspotenti:l.l in der heutigen 
DDR - von den Betriebe n über die Länder, die Hochschulen bis 
hin zum selbständigen, priv a t- oder stiftungsfinanzierten Be
reich - ist einschließlich des Ha ushalts eines ge einten Berlins 
jedoch durch die vorha ndenen Kapa zität en sta rk belastet. Diese 
Institutionen sind ebenfalls mi t. Auflagen zum Personalabbau kon
frontiert. Das macht eine Übernahme von Akademieinstituten bzw. 
von einzelnen ihrer Teile schwierig bis unmöglich. Die künfti
gen DDR-Länder werden aus eigenem Steueraufkommen 1990 und 1991 
über keine nennenswerten Mittel zur Wissenschaftsförderung ver
fügen, Es zeichnet sich a b , daß ohne Mittel aus dem Bundeshaus
halt eine Bewahrun g wissens chaftl i cher Sub s tanz aus der akademi
schen Forschung kaum realisti s ch ist. Eine Anschubfinanzierung 
für Bereiche mit privatwirtschaftlicher Perspektive wurde be
reits vereinbart. 
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Noch 1990 und bis Mitte 1991 wird unter Federführung des Wis
sensehaftsrates der Bundesrepublik und seiner deutsch-deutschen 
Wissenschaftskommission ein Fremdevaluierungsverfahren" für11 

die Akademieinstitute eingeleitet, für das zwei Wissenschaftler 
aus der DDR, zwei aus der Bundesrepublik und ein internationa
ler Spezialist bestellt werden. Die Institute sind aufgefordert 
worden, kurzfristig ihre konzeptionellen Vorstellungen zu kon
kurrenzfähigen fachlichen Inhalten und Strukturen unter den Be
dingungen des Übergangs zu marktwirtschaftlichen Rahmenbedingun
gen darzulegen. Dabei sind in Verbindung mit. der Selbsteinschät
zung, die der Evaluierung zugrunde liegen wird, Vorschläge zu 
unterbrei ten, welche Aufgaben die Institute künftig für sich 
sehen, bei welchen bundesdeutschen Strukturen sie nach deren 
Erstreckung auf das DDR-Gebiet eventuell angegliedert werden 
könnten (Max-Planck-Gesellschaft, Frauenhofer-Gesellschaft, In
stitute der Blauen Liste usw.). Es werden V(~rhandlungen mit den 
Ländern über die Öffnung der Forschungsgesellschaften für die 
ehemalige DDR geführt. 

Dies stellt die Institute vor die für sie völlig neue Aufgabe, 
den bisherigen, weitgehend zentralistisch,:m und an Vorgaben 
orientierten Wissenschaftsbetrieb kurzfrist:ig umzustellen. Zum 
Teil liegen nur wenig Erfahrungen vor, wie nach bundesdeutschem 
Standard Projekte formuliert und eingereicht, Forschungsberich
te und Selbstdarstellungen abgefaßt oder Drittmittel beantragt 
werden. Bis dahin war eine Offenlegung der Institutsstrukturen, 
eine Veröffentlichung der Forschungsberichte und der Finanzie
rungsmodalitäten nicht üblich, ja verboten. Sämtliche Vorschlä
ge zur Teilung von Instituten wurden bis zum Abschluß der Eva
luierung auf Eis gelegt - mit einer Ausnahme: Noch im Juni wur
de mit Unterstützung der Ministerin für Jugend der DDR das In
stitut für Jugendforschung aus dem Institut für deutsche Ge
schichte ausgegliedert. Dies verhindert zwar die von manchen in 
der Bundesrepublik befürchtete Verschleierung alter Strukturen, 
erschwert es aber auch, am Forschungsgegenstand ausgerichtete 
organische Wissenschaftseinheiten zu gründen. Bereiche, die 
sich selbständig machen wollen, werden in der Realisierung aus
sichtsreicher Konzepte, bei der Suche nach Kooperationspartnern 
und potentiellen Finanzgebern behindert, solange sie nicht ge
schäftsfähig sind. 

Weitgehend ungelöst sind die sozialen Probleme der Umstrukturie
rung. Häufig sind die Insti tu"te nach westlichem Standard zu 30 
bis 70 Prozent personell überbesetzt. Institutsstärken von 100 
und 200 Mitarbeitern sind keine Seltenheit. 1990 sollen keine 
Entlassungen aus finanziellen Gründen erfolgen, doch wird über 
die Haushalte darauf abgezielt, Wissenschaftler und Mitarbeiter 
im Vorruhestandsalter (nach noch geltendem DDR-Recht bei Män
nern ab 60 und bei Frauen ab 55 Jahren) sowie Mitarbeiter, die 
weder leistungsbereit noch -fähig sind, bereits jetzt auszuglie
dern. Die vorgesehene Anwendung des Bundesangestelltentarifs in 
reduzierter Form (evtl. 60 Prozent) ab 1991 würde die Gehälter 
zwar verdoppeln, aber durch einen geringeren Finanzansatz als 
1990 zu einer Reduzierung der Zahl der Wissenschaftler auf weni
ger ais die Hälfte führen. Zusätzlich wächst die Gefahr, daß 
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die besten Wissenschaftler wegen der schlecht.eren Bezahlung zwi
schenzeitlich abwandern und dadurch eine Umprofilierung der In
stitute noch mehr erschweren. 

Es ist abzusehen, daß bei einer umgehenden Entlassung von ein 
bis zwei Dritteln der Mitarbeiter nicht nur "überflüssige", 
d.h. leistungsschwache bzw. durch ihre bisherigen Arbeiten z.B. 
in den Sozial- und Geisteswissenschaften diskreditierte Wissen
schaftler gehen müssen, sondern daß der Schnitt auch tief ins 
"gesunde Gewebe" erfolgt. In dieser Zeit der schwierigen Anpas
sung sind praktisch kaum Mittel für einen Sozialplan bzw. für 
Überleitungsmaßnahmen, aber auch keine Mitt(~l für Investitionen 
oder Sachausgaben verfügbar, die eine Modernisierung der Infra
struktur und damit eine Verbesserung der Konkurrenzfähigkeit 
ermöglicht hätten. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß zwischen beiden 
deutschen Staaten ein weitgehender Konsens über Ausmaß und Rich
tung einer Reform der akademischen Forschung in der DDR be
steht. Der gedrängte Zeitplan und der völlig offene Finanzie
rungsrahmen beschwören jedoch für die Einglü~derung der akademi
schen Forschung der DDR in die deutsche Wissenschaftslandschaft 
große Risiken herauf. 

Dietrich Reetz 

Anmerkungen 

Wenn nicht anders verzeichnet, beziehen sich alle Zahlenangaben auf den 31.12.1989; sie haben sich seitdem nur wenig 

geändert. Den Zahlen und Fakten liegen der AdW-Forschungsbericht 1989, der AdW-Pressedienst und eigene Informatio

nen zugrunde. 

2 Der Spiegel, 30/1990, S. 136. 

3 Dazu gehören die Institute bzw. Zentralinstitute für Deutsche Geschichte, Allgemeine (= außerdeutsche) Geschichte, Alte 

Geschichte und Archäologie, Wirtschaftsgeschichte, Wirtschaftswissenschaft, So;(iologie und Sozialforschung, Staat und 

Recht, Wissenschaftstheorie, -geschichte und -organisation, Philosophie, Sprachwissenschaften, Uteraturwissenschaf

ten, Ästhetik und Kunstwissenschaft, Jugendforschung, Sorbische Volksforschung sowie das Zentrum für Gesellschafts

wissenschaftliche Information. 

Der Verfasser ist wissenschaftlicher Mi tarbeiter am Institut 
für Allgemeine Geschichte der Akademie der Wissenschaften der 
DDR. 

Die Meinungen, die in den vom BUNDESINSTITUT FÜR OSTWISSENSCHAFTLICHE UND 
INTERNATIONALE STUDIEN herausgegebenen Veröffentlichungen geäußert werden, geben aus
schließlich die Auffassung der Autoren wieder. 
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